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Die deutsche Wählerschaft wandelt sich –  daran besteht kein Zweifel. Darin ist
sie allerdings kein Sonderfall. In allen modernen Gesellschaften haben aufgrund
des sozialen Wandels Veränderungen in den Interessen, Verhaltensweisen und
sozialen Einbindungen stattgefunden. Über die Konsequenzen dieser Wand-
lungsprozesse für das Wahlverhalten gibt es in Wissenschaft und Öffentlichkeit
viele Vermutungen und plausible Hypothesen.

Die drei wichtigsten und immer wieder diskutierten Fragen sind, ob Wähler
ihre Wahlentscheidung zunehmend an zentralen politischen Sachfragen („Is-
sues“) und weniger an politischen Loyalitäten und Ideologien ausrichten; ob sie
zunehmend zur Wechselwahl bereit sind; und ob Personen und (Spitzen-)Kan-
didaten für die Wahlentscheidung immer wichtiger werden. Zunehmende „Is-
sue“-Orientierung, Wechselwahlbereitschaft und Personalisierung der Politik
sprächen für eine zunehmende individuelle Flexibilität des Wahlverhaltens und
dafür, dass die Wahlentscheidung stärker von kurzfristigen Faktoren wie bei-
spielsweise Wahlkampfmobilisierung, Darstellung und Selbstdarstellung der
Politiker und Parteien und der jeweils aktuellen Leistungsbilanz abhängen als zu
früheren Zeiten, in denen soziale Stellung und Gruppenloyalitäten zu den
stärksten Determinanten zählten.

Die Wahlforschung beobachtet derartige Veränderungen und sucht nach Erklä-
rungen und allgemeinen Verhaltensmodellen, die das komplexe Zusammen-
spiel der einzelnen Aspekte erfasst. Derartige Erklärungsmodelle sind keine Pro-
gnosen. Prognosen sind nicht die primäre Aufgabe der Wahlforschung. Aber die
Erklärungsmodelle liefern die Bausteine für Prognosen. Die jüngsten Ergebnisse
der Wahlforschung verweisen allerdings darauf, dass es weder einfache Erklä-
rungsmodelle noch frühe gültige Prognosen gibt.

Eindeutig ist, dass sich immer weniger Wähler langfristig an eine Partei gebun-
den fühlen. Zwischen 30 und 40 Prozent der Bürger haben keine stabile Par-
teineigung. Entsprechend Raum für die Bestimmung der Wahlentscheidungen
gibt es bei den eher kurzfristig wirksamen Faktoren wie den Sachfragen und
Kandidaten. Übereinstimmende Befunde verweisen allerdings darauf, dass es
weniger auf das konkrete Sachfragenangebot und die konkreten politischen Po-
sitionen ankommt als vielmehr darauf, wie hoch die Kompetenz von Parteien
und Politikern veranschlagt wird, entsprechende Sachfragenprobleme auch zu
lösen.

Die Effekte der Kandidaten

Die Identifikation mit einer politischen Partei bleibt aber wichtige Determinante
und ist wichtiger als die Kandidatenbeurteilung; die Kandidatenbeurteilung ist
wiederum wichtiger als einzelne Sachfragen. Kandidateneffekte sind in den
neuen Bundesländern höher als in den alten. Allerdings lässt sich, auch wenn
Kandidatenorientierungen wichtiger sind als Themenorientierungen, nicht von
einer zunehmenden Personalisierung des Wahlverhaltens sprechen. Dazu vari-
iert die Stärke der Kandidateneffekte von Wahl zu Wahl zu stark.

Auch die Befunde zu Fernsehduellen und Debattenerfolgen der Spitzenkandida-
ten zeigen, dass Personen weniger wichtig für die Wahlentscheidung sind als
vielfach angenommen. Hinzu kommt, dass das Zusammenspiel aller Faktoren
nicht nur über die Zeit variabel ist, sondern auch zwischen Wählerschaften ver-
schiedener Parteien und zwischen Ost und West unterschiedlich ausfällt. Auch
das Wechselwahlverhalten ist wechselhaft. Es hatte bei den Bundestagswahlen
1998 mit etwa 20 Prozent in den alten und etwa 30 Prozent in den neuen Bun-
desländern eine enorme Bedeutung für den Wahlausgang.

Wählerwandel – Wechselwahl
Bürger entscheiden in der Wahlkabine

Von Bernhard Weßels
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Angesichts der bevorstehenden 
Bundestagswahl lohnt sich der 
Rückblick: Bei der Wahl 1998 verlor 
zum ersten Mal seit 1949 eine Bun-
desregierung unmittelbar durch das 
Wählervotum ihr Mandat. 2002 
war durchaus ein erneuter Macht-
wechsel denkbar. Und 2005? Re-
gierungswechsel durch Wählervo-
tum scheinen häufiger zu werden. 
Sind schnellere Regierungswechsel 
Ausdruck und zwangsläufiges Re-
sultat des Wählerwandels?
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Wechselwahl bedeutet aber nicht nur das Wechseln zwischen Parteien, sondern
vor allem das Wechseln aus dem Nichtwählerlager zu einer Partei oder aus der
Wahl einer bestimmten Partei in das Nichtwählerlager. Dafür, ob und in wel-
chem Maße Wähler zu Nichtwählern oder Nichtwähler zu Wählern werden, ist
mit entscheidend, wie entfremdet oder indifferent Bürger den Parteien gegenü-
berstehen. Ein individuell als gut wahrgenommenes politisches Angebot, das je
nach Wähler eher durch die Kandidaten, Sachfragen, Kompetenz oder auch
politische Position gekennzeichnet sein mag, ist das beste Mobilisierungsinstru-
ment für diese nicht kleine und unter Umständen wahlentscheidende Zahl der
Bürger.

Zusammengenommen verweisen die Ergebnisse der Wahlforschung auf eine zu-
nehmende Komplexität der Erklärung des Wahlverhaltens –  nicht deshalb, weil
immer mehr Faktoren eine Rolle spielen, sondern weil die Wirkung und das
Zusammenspiel der Faktoren selbst Veränderungen unterliegen und zwischen
Wählergruppen, Regionen, Zeiten und Situationen variieren. Die veränderten
Randbedingungen und Wahrscheinlichkeiten bestimmter Wahlverhaltensoptio-
nen können benannt und erklärt werden. Erklärungen sind aber weder Progno-
sen, noch liefern sie Gewissheiten. Jede Voraussage des Wahlausgangs ist riskant.
Immer noch gilt: Wahlen werden am Wahltag entschieden.

Jürgen W. Falter, Oscar W. Gabriel, Bernhard Weßels (Hg.), Wahlen und Wähler – Analysen aus
Anlass der Bundestagswahl 2002, Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften 2005,
620 S.

Summary

German Federal Elections

In view of the forthcoming federal 
elections, it is worthwhile to look 
back on the last elections. In the 
1998 German Federal Elections, a 
government was directly voted out 
of office for the first time in German 
post-war history. The 2002 election 
outcome was close to causing a 
change in power again. What about 
2005? Government change by elec-
tions seems to become more fre-
quent. Is this development an effect 
and inevitable consequence of the 
changing voter?

Deutsche Klimapolitik
Zwischen globaler Gerechtigkeit und nationalem Gemeinwohl

Von Helmut Weidner

Titel

In der globalen Klimapolitik geht es nur langsam voran. Erst im Februar 2005
trat nach gut sieben Jahren aufwändiger und strittiger Verhandlungen das so
genannte Kyoto-Protokoll in Kraft, das völkerrechtlich verbindliche Ziele zur
Verminderung von Treibhausgas-Emissionen festlegt. Die U.S.A. mit dem welt-
weit größten Ausstoß an Klimagasen sind dem Abkommen nicht beigetreten.
Deutschland, auf Platz 6 der Klimabelaster, gehört zu den engagiertesten Befür-
wortern einer anspruchsvollen globalen Klimapolitik. Während in den meisten
Industrieländern der Ausstoß von Klimagasen (teilweise erheblich) gestiegen ist,
sind sie hierzulande um 18,5 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 gesunken.

Womit ist die deutsche Vorreiterrolle in der globalen Klimapolitik zu erklären?
Ist auch für die zukünftige Klimapolitik eine so hohe Zustimmung in der Be-
völkerung wie für die bisherige zu erwarten? Diese Fragen wurden in einer Stu-
die zum Spannungsverhältnis von globalen und nationalen Gerechtigkeitsnor-
men in der Klimapolitik untersucht. Die Ergebnisse zeigen unter anderem, dass
Politiken, für die auch moralische Begründungen zentral sind, nicht zureichend
mit eindimensionalen (etwa interessen- oder diskurstheoretischen) Ansätzen er-
klärt werden können.

Nach gegenwärtigem Wissensstand schreitet die durch anthropogene Treib-
hausgas-Emissionen (besonders CO2) der Industrieländer verursachte Erderwär-
mung voran. Die teils dramatischen Folgen werden vor allem Entwicklungslän-
der treffen. Klimapolitik ist somit einerseits eine Frage der globalen Gerechtig-
keit, andererseits wird sie zu einem Problem sozialer Verteilungsgerechtigkeit
innerhalb der Industrieländer, die kostenträchtige Klimaschutzmaßnahmen er-
greifen. Wie wird dieses Spannungsverhältnis zwischen inter- und intranationa-
ler Gerechtigkeit in Deutschland gelöst?

Die deutsche Klimapolitik ist „Welt-
spitze“, obwohl Deutschland nicht 
so dramatische Folgen des Treib-
hauseffekts befürchtet wie viele an-
dere Länder. Eine große Bevölke-
rungsmehrheit wünscht sich sogar 
ein noch stärkeres klimapolitisches 
Engagement der Regierung. Die 
Motive hierfür sind vielfältig und wi-
dersprüchlich, globale Gerechtig-
keitsnormen spielen nur scheinbar 
eine zentrale Rolle. Sollten die sozial 
unausgewogenen Verteilungsfolgen 
der Klimapolitik im Lande zuneh-
men, könnte dies verhindern, dass 
Deutschland über den Kyoto-Vertrag 
hinaus eine Vorreiterrolle in der glo-
balen Klimapolitik spielt. 


